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Das Schuldrecht ist das prüfungsrelevanteste Gebiet des Zivilrechts. Zu den un-

verzichtbaren Kerninhalten des Allgemeinen Schuldrechts zählen das Entstehen 

rechtsgeschäftlicher, rechtsgeschäftsähnlicher und gesetzlicher Schuldverhält-

nisse und die aus den vertraglichen Schuldverhältnissen erwachsenen Pflichten 

und Obliegenheiten. Gleiches gilt für die Verletzung schuldrechtlicher Pflichten 

(Unmöglichkeit, Nichtleistung nach Fristsetzung, Verzug usw.) und ihr Vertreten-

müssen (Verschulden, Garantie und Übernahme des Beschaffungsrisikos). Das 

Skript stellt diese Inhalte so dar, wie Du es in Deiner Prüfung brauchst.

Als Lernbuch, das auf Studierende zugeschnitten ist, enthält das Skript neben dem 

erforderlichen Fachwissen:

 34 Fälle auf Klausurniveau für die optimale Verknüpfung von Fachwissen und

Falllösung

 Übersichten, die Dich bei der Erfassung des Stoffes unterstützen und eine schnelle

Wiederholung erleichtern

 Aufbauschemata, die es Dir ermöglichen, die grundlegenden Elemente vom dar-

gestellten Fall zu lösen und auf Deine Examensklausur zu übertragen

 Strukturübersichten, die Dir die Einordnung der behandelten Probleme in das

Gesamtsystem erleichtern
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Sie erhalten die Karteikarten Schuldrecht AT 1 

zu einem vergünstigten Preis, wenn Sie sie 

zusammen mit diesem Skript erwerben.

Als Bundle
günstiger!

Bestellung über 
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Alpmann Schmidt

SchuldR AT 1
24Nebenleistungspflichten

 Nebenleistungspflichten dienen der Vorbereitung, Durchführung und Sicherung der Hauptleistung. 
 Dem Gläubiger steht ein Erfüllungsanspruch auf die Nebenleistung zu. Er kann die Nebenleistung – bei

Weigerung des Schuldners – einklagen.
 Es gibt drei nach ihrem Entstehungsgrund zu differenzierende Arten von Nebenleistungspflichten:

2. Gesetzlich geregelte Neben -
leistungspflichten

3. Nebenleistungspflichten nach
Treu und Glauben (§ 242)

§§ 402, 617, 618, 666

 Vorauss. der Auskunfts pflicht:
– Bestehen einer besonderen recht-

lichen Beziehung
– Anspruchsteller ist auf die Infor-

mation angewiesen
– Auskunftserteilung ist für

Anspruchs gegner zumutbar
 Rechenschaftspflichtig ist jeder, der

(auch) fremde Angelegen heiten be -
sorgt.

Im Rahmen der GoA

Schutz des Vertragspartners vor
Konkurrenz, beispielsweise bei der
Vermietung von Immobilien

Ggf. durch Auslegung zu ermitteln
oder durch eine Partei oder Dritte
nach §§ 315, 317 zu be stimmen
( 18).

a

 Verpflichtung des Schuldners, die
Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung des Vertrages, im Zusammen-
wirken mit dem Gläubiger, zu
schaffen und Er füllungshindernisse
zu beseitigen

Herbeiführung der Geneh mi -
gung bei genehmigungsbedürf-
tigen Geschäften

1. Vereinbarte Neben leis tungs -
pflichten

Sonstige
Nebenleistungs pflichten

Auskunfts- und
Rechenschaftspflichten

Mitwirkungs-
pflichten

Schuldrecht AT
03: Die Pfl ichten aus dem rechtsgeschäftlichen 
Schuldverhältnis

Welche der folgenden gesetzlichen Pfl ichten 
sind Nebenleistungspfl ichten?

 die Pfl icht des Zedenten zur Auskunftser-
    teilung und Auslieferung von Urkunden
    nach § 402 BGB

 die Pfl icht des Bestellers zur Abnahme
    des Werks nach § 640 BGB

 die Pfl icht des Dienstberechtigten 
    (Arbeitgebers) zu Schutzmaßnahmen 
    nach § 618 BGB

 die Pfl icht des Dienstberechtigten 
    (Arbeitgebers) zur Krankenfürsorge nach 
     § 617 BGB

 die Auskunfts- und Rechenschaftspfl icht 
    des Beauftragten nach § 666 BGB
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Überzeugt Euch selbst 

Wir heißen Euch 

als Probehörer willkommen!

Examensvorbereitung
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– uns vertraut man seit 1956

Weitere Informationen unter
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oder in unseren Kursen vor Ort!
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  Überall lernen, im Browser oder in der App, auch offl ine

  Frage-Antwort-Modus (Freitext und Multiple-Choice)

 Vorhandene eCards ergänzen und eigene hinzufügen

  Wissenschaftlich erprobtes Wiedervorlagesystem

Die eCards passend zu diesem Skript fi ndet Ihr hier: 

www.repetico.de/alpmann-schmidt

powered by

Passend zu jedem S-Skript!

eCards

Karteikarten
Passend zu jedem S-Skript!

KK

 Komprimierte Darstellung des prüfungsrelevanten Stoffs

  Übersichten, Schaubilder und Schemata ermöglichen 

das schnelle Erfassen, Verstehen und Wiederholen 

des Rechtsgebiets
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Einleitung
Einleitung

A. Gesetzliche Regelung des Schuldrechts (§§ 241–8531)
1Der Gesetzgeber bediente sich bei der Schaffung des BGB einer „Klammertechnik“. Die

Regelungen, die allgemeine Bedeutung haben sollen, sind den speziellen Vorschriften
in einem „Allgemeinen Teil“ vorangestellt. 

 Der Allgemeine Teil des BGB (§§ 1–240) enthält die Vorschriften, die für das ge-
samte BGB gelten sollen, soweit nicht in den folgenden Büchern spezielle Regelun-
gen enthalten sind.

 Im Allgemeinen Teil des Schuldrechts (§§ 241–432) sind die Regeln enthalten, die
für alle Schuldverhältnisse Gültigkeit haben, soweit nicht für dieses Schuldverhältnis
im Besonderen Teil des Schuldrechts Sonderregeln bestehen. 

 Der Besondere Teil des Schuldrechts (§§ 433–853) enthält die Vorschriften, die nur
für das jeweilige besondere Schuldverhältnis Geltung beanspruchen, beispielsweise
die §§ 433–479 für Kaufverträge, die §§ 535–580a für Mietverträge und die §§ 823 bis
853 für unerlaubte Handlungen.

Für die Prüfungsreihenfolge gilt die Regel: vom Speziellen zum Allgemeinen. 

 Zunächst sind Regeln im Besonderen Teil zu suchen.

 Sind dort keine vorrangigen Vorschriften enthalten, sind die Vorschriften des All-
gemeinen Teils des Schuldrechts anwendbar.

 Innerhalb des Allgemeinen Teils sind die §§ 311–359 Sonderregeln für alle
Schuldverhältnisse aus Verträgen und

 die §§ 320–326 Sondervorschriften für gegenseitige Verträge.

 Mit Wirkung zum 01.01.2022 wurden nunmehr Sonderregeln für Verträge über
digitale Produkte in den §§ 327–327u eingeführt [dazu ausführlich AS-Skript
Schuldrecht AT 2 (2024)].

 Ergänzend greifen die Regeln des BGB AT ein, die nicht nur für die Schuldverhältnisse,
sondern für das gesamte BGB gelten.

Hinweis: Viele schuldrechtliche Probleme liegen in der Abgrenzung zwischen dem Schuld-
recht BT und dem Schuldrecht AT. Deshalb muss der Regelungsbereich der Vorschriften des
Besonderen Teils (insbesondere der Gewährleistungsvorschriften) genau bestimmt werden,
um festzustellen, ob und inwieweit die Vorschriften des Allgemeinen Teils anwendbar sind. 

B. Schuldverhältnis als pflichtenbegründende Sonderbeziehung 
zwischen zwei oder mehreren Personen

2Das Schuldrecht ist das „Recht der Schuldverhältnisse“. Eine gesetzliche Definition des
Schuldverhältnisses fehlt. Aus der gesetzlichen Regelung des Schuldrechts kann indes

1 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB.
1
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2. Teil
Leistungszeit auch im Interesse des Gläubigers getroffen ist, darf der Schuldner die noch
nicht fällige Forderung noch nicht erfüllen.106

Beispiel: Der Umkehrschluss aus § 488 Abs. 3 ergibt, dass der Schuldner ein verzinsliches Darlehen
nicht vorzeitig zurückzahlen darf. In gleicher Weise ist die vorzeitige Erfüllbarkeit auch bei anderen ver-
zinslichen Schulden zu verneinen, weil die Festlegung der Leistungszeit in diesen Fällen regelmäßig
auch dem Interesse des Gläubigers an einer verzinslichen Geldanlage dient.107

II. Bestimmung des Leistungsorts
69 Unter dem Leistungsort ist der Ort zu verstehen, an dem der Schuldner die geschuldete

Leistungshandlung vorzunehmen hat. Bei gegenseitigen Verträgen ist der Leistungs-
ort für jede Verpflichtung gesondert zu bestimmen. 

Von dem Leistungsort ist der Ort zu unterscheiden, an dem der Leistungserfolg (die Er-
füllung) eintritt. Dieser Ort wird auch als Erfolgsort bezeichnet.

Hinweis: Die Begriffe Leistungsort (an dem die Leistungshandlung vorzunehmen ist) und Er-
folgsort (an dem die Erfüllung eintritt) werden in der Praxis und auch vom Gesetz nicht im-
mer eindeutig unterschieden. Obwohl es in einigen Vorschriften – z.B. §§ 447, 448, 644 Abs. 2
BGB; § 29 ZPO – ausdrücklich „Erfüllungsort“ heißt, so ist damit in Wahrheit der Leistungsort
gemeint, nämlich der Ort, an dem die Leistungshandlung vorzunehmen ist.108

Der Leistungsort muss nicht, kann aber mit dem Erfolgsort zusammenfallen.

 Bei der Hol- und Bringschuld sind Leistungs- und Erfolgsort identisch.

Beispiel: Wird aufgrund eines Kaufvertrags die Übereignung einer beweglichen Sache geschuldet,
dann wird diese Sache im Regelfall bei der Holschuld beim Verkäufer als Schuldner übereignet. Der
Verkäufer nimmt mit der Abgabe der Einigungserklärung und der Übergabe die erforderliche Leis-
tungshandlung vor und der Käufer, der das Einigungsangebot annimmt, wird Eigentümer. Damit
tritt der geschuldete Leistungserfolg an dem gleichen Ort ein, an dem die Leistungshandlungen
vorgenommen werden. Das Gleiche gilt bei der Bringschuld.

 Bei der Schickschuld fallen Leistungs- und Erfolgsort auseinander. Der Leistungs-
ort liegt beim Schuldner. Der Erfolgsort liegt dagegen beim Gläubiger bzw. an dem
vertraglich vorgesehenen Ort.109

70 Für die Bestimmung des Leistungsorts gilt folgende Stufenfolge:

 Vorrangig sind die Vereinbarungen der Parteien.

 Für einzelne Verpflichtungen bestehen gesetzliche Sonderregeln. 

Beispiele: § 697 (Rückgabe der zur Verwahrung hinterlegten Sache an dem Ort, an dem die Sache
aufzubewahren war); § 1194 (Zahlungsort bei der Grundschuld ist der Ort, an dem das Grundbuch-
amt seinen Sitz hat); § 270 (allgemeiner Zahlungsort).

 Fehlen Vereinbarungen oder spezielle Gesetze, kann der Leistungsort „aus den Um-
ständen, insbesondere der Natur des Schuldverhältnisses“ (§ 269) zu ermitteln sein.

106 MünchKomm/Krüger § 271 Rn. 36.
107 Grüneberg/Grüneberg § 271 Rn. 11; Staudinger/Bittner/Kolbe § 271 Rn. 23.
108 Grüneberg/Grüneberg § 269 Rn. 1.
109 Grüneberg/Grüneberg § 269 Rn. 1.



Ermittlung der Hauptleistungspflichten 2. Abschnitt
Da die Umstände schon bei der Auslegung zu berücksichtigen sind, wird teilweise eine gesonderte
Prüfung für überflüssig gehalten.110 Die besondere Hervorhebung der „Umstände“ im Gesetz recht-
fertigt aber eine gesonderte Prüfung. 

Beispiele:

1. Der Dachdeckermeister D verpflichtet sich gegenüber dem Hauseigentümer E zur Neuein-
deckung des Hauses an der X-Straße.

Leistungsort ist das Dach des Hauses des E in der X-Straße, da die Leistung nur an diesem Ort er-
bracht werden kann.

2. Der Hauseigentümer E kauft bei dem Heizölhändler H insgesamt 5.000 l Heizöl.

Da der Kunde anders als Heizölhändler nicht über die erforderlichen Transportmittel verfügt und es
üblich ist, dass größere Vorräte an Heizöl oder Kohle für den Haushalt vom Händler geliefert wer-
den, ist aus den Umständen eine Bringschuld anzunehmen.111

3. K bestellt beim Versandhändler A eine Spielekonsole.

Ob im Versandhandel eine Bringschuld oder eine Schickschuld vorliegt, ist umstritten. 

Teilweise wird eine Bringschuld bejaht, da der Verkäufer die Anlieferung der Ware übernehme.112

Beim Verbrauchsgüterkauf ergebe sich dies aus § 475 Abs. 2, wonach § 447 Abs. 1 nur in Ausnahme-
fällen anwendbar ist. Aber auch außerhalb eines Verbrauchsgüterkaufs sei die Annahme einer
Bringschuld interessengerecht. Der Käufer könne den Gefahren des Versands weder ausweichen,
noch könne er das Risiko auf einfache und billige Art versichern. Insbesondere nach der Rspr. ist in-
des im Versandhandel nach den Umständen im Zweifel eine Schickschuld anzunehmen.113 Die
weitgehende Nichtanwendung des § 447 Abs. 1 beim Verbrauchsgüterkauf ändere nichts an den
Voraussetzungen einer Schickschuld.

714. K kauft von dem V einen Campinganhänger, bringt ihn nach Frankreich und meldet ihn ab. Als
sich Mängel zeigen, verlangt er von V die Mängelbeseitigung in Frankreich.

Nach der früher h.M. ist die Nacherfüllung an dem Ort vorzunehmen, an dem sich die Sache ver-
tragsgemäß befindet.114 Der BGH ist dieser Ansicht für den kaufrechtlichen Nacherfüllungsan-
spruch nicht gefolgt. Der Ort der Nacherfüllung sei nach den Umständen die Werkstatt des Verkäu-
fers. Die Beseitigung der Mängel des Anhängers erfordere den Einsatz von geschultem Personal
und Werkstatttechnik. Dies mache grundsätzlich die Verbringung des Anhängers in die Werkstatt
des Verkäufers erforderlich.115 

 Ist auch eine Bestimmung aus den Umständen nicht möglich, so ist der Leistungs-
ort beim Schuldner, d.h. bei seinem Wohnsitz (§ 269 Abs. 1) bzw. Geschäftssitz
(§ 269 Abs. 2).

Beispiele:

1. K aus Nürnberg kauft in Berlin ein Sideboard für 1.900 €. Es kommt zu Unstimmigkeiten über die
Versandkosten. K meint, V sei verpflichtet, den Schrank bei ihm ohne Kosten anzuliefern.

Da eine Abrede über den Leistungsort nicht getroffen worden ist, gilt § 269. Leistungsort ist der Ge-
schäftssitz des V in Berlin. K muss das Sideboard dort auf seine Kosten abholen, Grundsatz der Hol-
schuld.

2. Ist der Erfüllungsort der Nacherfüllung weder vereinbart noch aus den Umständen zu entneh-
men, ist die Nacherfüllung an dem Ort vorzunehmen, an dem der Verkäufer seinen Wohnsitz oder
seine gewerbliche Niederlassung hat.116

110 MünchKomm/Krüger § 269 Rn. 18.
111 Grüneberg/Grüneberg § 269 Rn. 10; MünchKomm/Krüger § 269 Rn. 20.
112 Grüneberg/Grüneberg § 269 Rn. 10; MünchKomm/Krüger § 269 Rn. 20.
113 BGH NJW 2003, 3341; Lorenz JuS 2004, 105 ff.
114 Staudinger/Bach § 439 Rn. 105 ff.
115 BGH RÜ 2011, 414.
116 BGH RÜ 2011, 414. 
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C. Geldschuld
72 Die zu erbringende Gegenleistung besteht in vielen Fällen (z.B. beim Kaufvertrag, bei

der Miete, der Pacht, dem Werk- und Dienstvertrag) in der Zahlung von Geld. Das BGB
enthält keine grundsätzliche Regelung der Geldschuld. Einige Sondervorschriften fin-
den sich in den §§ 244, 245, 270 und § 270a.

Soll die Geldschuld durch eine Überweisung erfüllt werden, ist der mit Wirkung zum
13.01.2018 eingeführte § 270a zu beachten. Danach ist eine Vereinbarung, durch die
der Schuldner verpflichtet wird, ein Entgelt für die Nutzung einer SEPA-Basislastschrift,
einer SEPA-Firmenlastschrift, einer SEPA-Überweisung oder einer Zahlungskarte zu
entrichten, unwirksam. Deshalb erfüllt der Zahler seine Schuld, wenn er denjenigen
Zahlungsbetrag leistet, der abzüglich des unwirksam vereinbarten Entgeltes dem Gläu-
biger zusteht. Hat der Schuldner zur Erfüllung seiner Hauptschuld neben der dem Gläu-
biger geschuldeten Leistung auch ein weitergehendes Entgelt geleistet, steht ihm ein
Bereicherungsanspruch in Höhe des Entgelts zu.117

Im Hinblick auf die betragsmäßige Fixierung sind zwei Arten der Geldschuld zu unter-
scheiden. Die normale Geldschuld ist eine Geldsummenschuld (= Nenn- bzw. Geldbe-
tragsschuld), d.h., die geschuldete Geldleistung wird ausschließlich summenmäßig (be-
tragsmäßig) in Währungseinheiten festgelegt (z.B. 100 €). Es gilt der Grundsatz des
schuldrechtlichen Nominalismus, d.h., die Leistungspflicht des Geldsummenschuldners
richtet sich ausschließlich nach dem Nennbetrag der Schuld und nicht nach dem Wert
des Geldbetrags zur Zeit der Tilgung. Danach trägt also der Gläubiger der normalen
Geldschuld das Risiko einer Geldentwertung. Bei wirtschaftlich bedeutsamen langfristi-
gen Verträgen werden deshalb häufig Wertsicherungsklauseln vereinbart, d.h., es
werden Vereinbarungen getroffen, durch die eine normale Geldschuld zum Schutz des
Gläubigers wertbeständig gemacht wird. Es wird z.B. vereinbart, dass sich der ursprüng-
lich vereinbarte Geldbetrag entsprechend der Steigerung der Beamtengehälter oder
des Lebenshaltungsindexes erhöhen soll. 

Von der normalen Geldschuld zu unterscheiden ist die Geldwertschuld. Sie ist nicht
von vornherein auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme gerichtet, sondern auf den
in Geld zu berechnenden Wert eines Gegenstands oder eines Vermögensanteils.118 Zu
den Geldwertschulden gehören insbesondere Schadens- und Wertersatzansprüche so-
wie Unterhaltsansprüche.119

Beispiel: Wer nach § 823 Abs. 1 Schadensersatz für die Zerstörung einer Sache zu leisten hat, muss ge-
mäß § 251 den Betrag zahlen, der im Zeitpunkt der Zahlung zur Wiederbeschaffung einer gleichartigen
Sache erforderlich ist.120 Wer eine Sache beschädigt, muss gemäß § 823 Abs. 1 i.V.m. § 249 Abs. 1 den
ursprünglichen Zustand wiederherstellen – Naturalrestitution – oder gemäß § 249 Abs. 2 den Betrag
zahlen, der für eine erforderliche und mögliche Reparatur der Sache aufzubringen wäre.

73 Im Einzelfall kann Geld als normale Spezies- oder Gattungsschuld und nicht als Wert-
träger geschuldet sein.

117 BeckOK BGB/Schmalenbach § 270a Rn. 7.
118 Grüneberg/Grüneberg §§ 244, 245 Rn. 16.
119 Grüneberg/Grüneberg §§ 244, 245 Rn. 16.
120 Grüneberg/Grüneberg § 251 Rn. 10.
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Beispiel: Der Münzensammler K kauft vom Münzenhändler V eine individuell bestimmte Münze („die-
ser Friedrichstaler“) oder eine Anzahl von Münzen bestimmter Art (z.B. Silbermünzen „Olympische Spie-
le 1972 in München“). Hier handelt es sich rechtlich nicht um eine Geldschuld, denn die Geldzeichen
sind nicht in ihrer Funktion als Zahlungsmittel Leistungsgegenstand. Geschuldet sind vielmehr die
Geldzeichen als körperlicher Gegenstand wegen ihres Sammler- und Metallwertes.

3. Abschnitt: Nebenleistungspflichten
74Nebenleistungspflichten dienen der Vorbereitung, Durchführung und Sicherung der

Hauptleistung. Sie haben ohne die Hauptleistung keinen selbstständigen Wert,121

können aber auch noch nach Erfüllung der Hauptleistungspflicht bestehen.122

Da dem Gläubiger auf die Nebenleistung ein Erfüllungsanspruch zusteht, kann er bei
Weigerung des Schuldners die Erfüllung einklagen und aus dem stattgebenden Leis-
tungsurteil (Vollstreckungstitel i.S.d. § 704 ZPO) die Vollstreckung betreiben.

Der Anspruch auf Auskunftserteilung ist ein Anspruch auf Vornahme einer unvertretbaren Handlung,
der gemäß § 888 ZPO vollstreckt wird. Der Anspruch auf Herausgabe von Urkunden (Sachen) wird vom
Gerichtsvollzieher vollstreckt, indem die Sache weggenommen wird, § 883 Abs. 1 ZPO.

Nebenleistungspflichten können sich ergeben:

 aus einer Vereinbarung der Parteien,

 aus speziellen gesetzlichen Regelungen

 oder allgemein aus § 242 (Treu und Glauben). 

A. Vereinbarte Nebenleistungspflichten
75Den Parteien steht es frei, Nebenleistungspflichten besonders zu vereinbaren. Sind die

Abreden undeutlich oder unvollständig, ist der Umfang der Nebenleistung durch er-
läuternde Vertragsauslegung zu ermitteln.

Beispiel: M mietet im Hostel des H ein Zimmer für 10 Tage mit Frühstück. Es kommt zu Unstimmigkei-
ten darüber, ob H die Betten machen muss und wie oft das Zimmer gereinigt werden muss.
Der Umfang der Nebenleistungsverpflichtungen des H bezüglich Bettenmachen und der Reinigung
des Zimmers muss im Wege der Vertragsauslegung unter Berücksichtigung der Verkehrssitte, Treu und
Glauben und des Umstands ermittelt werden, dass M ein „Hostelzimmer“ gemietet hat.

B. Gesetzlich speziell geregelte Nebenleistungspflichten
76Nebenleistungspflichten können sich auch unmittelbar aus dem Gesetz ergeben.

Beispiele:

1. Der bisherige Gläubiger muss gemäß § 402 dem neuen Gläubiger die zur Geltendmachung der For-
derungen notwendige Auskunft erteilen und zum Beweis der Forderung dienende Urkunden heraus-
geben.

2. Der Dienstberechtigte ist gemäß § 617 zur Krankenfürsorge und gemäß § 618 zu Schutzmaßnah-
men zugunsten des Dienstverpflichteten verpflichtet.

121 Jauernig/Mansel § 241 Rn. 9.
122 Bodewig Jura 2005, 505 ff. 
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3. Der Beauftragte ist gegenüber dem Auftraggeber nach § 666 zur Auskunft und Rechenschaft ver-
pflichtet.

C. Nicht speziell geregelte Nebenleistungspflichten
77 Auch ohne Vereinbarung und ohne spezielle gesetzliche Regelung kann der Schuldner

aufgrund des Vertrags verpflichtet sein, Nebenleistungen zu erbringen, damit der Gläu-
biger den Leistungsgegenstand überhaupt erhält oder sachgerecht verwenden
kann. Die gesetzliche Grundlage dieser Nebenleistungspflichten wird nicht in § 241
Abs. 1, sondern in § 242 gesehen, denn § 241 Abs. 1 sei lediglich eine leistungsbeschrei-
bende und keine leistungsbegründende Norm.123 

Beispiel: Auch ohne besondere vertragliche Vereinbarung hat der Vermieter die Pflicht, den Mieter ge-
gen Konkurrenz im selben Hause zu schützen, sofern der besondere geschäftliche Gebrauchszweck im
Mietvertrag hervorgehoben oder dem Vermieter in sonstiger Weise bekannt ist.124 Es gehört zur Ge-
währung des vertragsmäßigen Gebrauchs, dass in anderen Räumen des Gebäudes oder auf unmittel-
bar angrenzenden Grundstücken des Vermieters kein Konkurrenzunternehmen tätig ist. Der Schutz
vor Konkurrenz ist aber nicht uneingeschränkt. Sein Umfang ist im Einzelfall nach Treu und Glauben un-
ter Berücksichtigung der beiderseitigen Belange der Parteien zu ermitteln. 

I. Mitwirkungspflichten
78 Der Schuldner kann verpflichtet sein, im Zusammenwirken mit dem Gläubiger die Vo-

raussetzungen für die Durchführung des Vertrags zu schaffen und Erfüllungshinder-
nisse zu beseitigen.

Beispiel: Ein Autoverkäufer muss den Käufer unterstützen, Zweifel der Zulassungsbehörde im Rahmen
des Zulassungsverfahrens auszuräumen.125 

II. Auskunfts- und Rechenschaftspflichten
79 Außerdem kann der Schuldner im Rahmen einer Nebenleistungspflicht auch zur Aus-

kunftserteilung oder zur Rechenschaftslegung verpflichtet sein.

Im Allgemeinen Teil des Schuldrechts ist eine Auskunftspflicht in § 260 und eine Re-
chenschaftspflicht in § 259 geregelt. Darüber hinaus kann sich aus einer Vertragsaus-
legung eine allgemeine Pflicht zur Auskunftserteilung oder Rechenschaft ergeben. Vo-
raussetzungen für eine Auskunftserteilungspflicht sind:126

 Bestehen einer besonderen rechtlichen Beziehung zwischen den Parteien 

 Anspruchsteller ist auf die Information durch den Anspruchsgegner angewiesen 

 Zumutbarkeit der Auskunftserteilung für den Anspruchsgegner

Eine Rechenschaftspflicht als Nebenleistungspflicht besteht bei allen Schuldverhältnis-
sen, bei denen jemand fremde oder zumindest auch fremde Angelegenheiten besorgt.127

123 Jauernig/Mansel § 241 Rn. 9; Grüneberg/Grüneberg § 242 Rn. 23; Brox/Walker § 2 Rn. 10.
124 OLG Düsseldorf ZMR 2002, 38. 
125 BeckOK BGB/Sutschet § 241 Rn. 64.
126 BGHZ 95, 285, 287 f.; Grüneberg/Grüneberg § 260 Rn. 4 ff.; MünchKomm/Krüger § 260 Rn. 12.
127 BGH NJW 1979, 1304, 1305; MünchKomm/Krüger § 259 Rn. 6 ff.



Zusammenfassende Übersicht 5. Abschnitt
85Pflichten und Obliegenheiten aus vertraglichen Schuldverhältnissen

Hauptleistungspflichten

Hauptleistungspflichten sind die Pflichten, derentwegen der Vertrag geschlossen
wurde. 

 Der Umfang der Hauptleistungspflichten ist durch Auslegung zu ermitteln.

– Bei der erläuternden Auslegung sind ausgehend vom Wortlaut der Erklärungen die Begleit-
umstände, der Vertragszweck und die Interessenlage sowie Treu und Glauben und die Ver-
kehrssitte zu berücksichtigen.

– Gesetzliche Auslegungsregeln sind in § 311c sowie in den §§ 612 Abs. 2, 632 Abs. 2 und 
§ 653 Abs. 2 enthalten.

– Eine Vertragslücke kann ggf. durch ergänzende Auslegung unter Ermittlung des hypothe-
tischen Parteiwillens geschlossen werden. 

 Ist eine Leistung lediglich bestimmbar, muss eine Leistungsbestimmung erfolgen. Dabei sind
die vereinbarten, ggf. auch die gesetzlichen Wertmaßstäbe heranzuziehen. Nach den §§ 315 ff.
kann eine Leistungsbestimmung durch eine Partei oder einen Dritten vorgenommen werden. 

 Auch die Leistungsmodalitäten wie Leistungszeit und Leistungsort sind grundsätzlich durch
Auslegung zu ermitteln. Liegen insoweit keine Abreden vor, können Spezialregelungen ein-
greifen oder die allgemeinen Regeln der §§ 269 und 271. 

Nebenleistungspflichten

Nebenleistungspflichten dienen der Vorbereitung, Durchführung und Sicherung
der Hauptleistung.

 Vereinbarte Nebenleistungspflichten

 Gesetzlich geregelte Nebenleistungspflichten

 Nebenleistungspflichten aus § 242 

– Mitwirkungspflichten

– Auskunftserteilung, Rechenschaftslegung

– Schutz vor Konkurrenz

Rücksichtnahmepflichten (§ 241 Abs. 2)

Rücksichtnahmepflichten sind im Gegensatz zu den Leistungspflichten nicht ein-
klagbar.

 Leistungstreuepflichten

 Aufklärungspflichten

 Schutzpflichten 

Obliegenheiten

Obliegenheiten sind Verhaltensanforderungen im eigenen Interesse. 
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394

5. Abschnitt: Rücktritt vom Vertrag
395 Beim Rücktritt handelt es sich um ein Gestaltungsrecht, das durch eine empfangsbe-

dürftige Willenserklärung (Rücktrittserklärung) ausgeübt werden muss.

Ein Rücktrittsrecht kann sich aus Vertrag oder Gesetz ergeben. Die Folge des Rücktritts
besteht darin, dass die durch den Vertrag begründeten primären Leistungspflichten,
soweit sie nicht erfüllt sind, erlöschen. Der Rücktritt ist also eine rechtsvernichtende
Einwendung.

Soweit Leistungen erbracht wurden, wird der Vertrag infolge der Rücktrittserklärung
mit Wirkung ex nunc in ein Rückgewährschuldverhältnis umgewandelt, aus dem sich
Rückgewährpflichten ableiten. Insofern ist der Rücktritt dann eine anspruchsbegrün-
dende Voraussetzung.713

Positives Schuldanerkenntnis

Konstitutiv = abstrakt Deklaratorisch = kausal

n Schafft eine neue abstrakte Verbind lich -
keit = anspruchsbegründend

n Schriftform, § 781 S. 1
n § 781 eigene Anspruchsgrundlage

n Bei rechtsgrundloser Erteilung kondizier -
bar, § 812 Abs. 2

§ 781

n Bestärkt lediglich eine vorhandene o d e r
als vor handen angenommene Ver b i n d -
lich keit, indem es dem S c h u l d  ner Ein wen -
dungen abschneidet, mit deren Mö g  lich -
keit er bei der Abgabe des Ane r  kenn t -
nisses rechnete oder rechnen musste.

n Formfrei
n Die lediglich verstärkte Anspruchs grund -

lage bleibt.
n Kondiktion scheidet grundsätzlich aus

Im Gesetz nicht geregelt

Negatives Schuldanerkenntnis

Konstitutiv = abstrakt Deklaratorisch = kausal

n Hat die Bedeutung eines Erlassvertrags; 
die Schuld erlischt

n Formfrei
n § 397 Abs. 2 ist eigener Erlöschensgrund

n Bei rechtsgrundloser Erteilung kondizierbar

§ 397 Abs. 2

n Bestärkt lediglich das Nichtbestehen oder
das an genommene Nichtbestehen einer
Ver bind lich keit, indem in Zukunft ein Aus -
schluss der als ge geben angesehenen Ein -
wendung ausscheidet.

n Formfrei
n Geht zurück auf die ursprüngliche 

(angenommene) Einwendung
n Kondiktion scheidet grundsätzlich aus

Im Gesetz nicht geregelt

713 Brox/Walker § 18 Rn. 2.
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A. Voraussetzungen des Rücktritts

I. Rücktrittsrecht
397Maßgebende Voraussetzung für einen Rücktritt vom Vertrag ist ein vertragliches oder

gesetzliches Rücktrittsrecht. 

1. Vertragliches Rücktrittsrecht
398Das vertragliche Rücktrittsrecht bedarf einer Vereinbarung der Parteien; es soll dem Be-

rechtigten die Möglichkeit geben, sich (innerhalb einer bestimmten Zeit) vom Geschäft
wieder zu lösen. Wird ein vertragliches Rücktrittsrecht in AGB geregelt, ist § 308 Nr. 3 zu
beachten. Die Vorschriften über die Folgen des Rücktritts in den §§ 346 ff. gelten nicht nur
bei Ausübung eines gesetzlichen, sondern auch bei vertraglichen Rücktrittsrechten.

2. Gesetzliches Rücktrittsrecht
399Die größte Bedeutung erlangen die §§ 346 ff. aber durch ihre Anwendung im Rahmen

der gesetzlichen Rücktrittsrechte, die sich insbesondere aus den folgenden Vorschriften
ergeben:

Rücktritt

I. Voraussetzungen

1. Rücktrittsrecht

 Vertraglich vereinbartes Rücktrittsrecht, § 346 Abs. 1 Alt. 1

 Gesetzliches Rücktrittsrecht, § 346 Abs. 1 Alt. 2
(§§ 323, 324, 326 Abs. 5, 313 Abs. 3)

2. Rücktrittserklärung, § 349

3. Kein Ausschluss (z.B. Parteiabrede, AGB)

II. Keine Unwirksamkeit (§ 218) und kein Erlöschen des Rücktrittsrechts (§§ 350 f.)

III. Rechtsfolgen

 Vorrangig: „Rückgabe in Natur“, § 346 Abs. 1 (Zug um Zug), § 348

 Rückgewähr der Leistung

Herausgabe der gezogenen Nutzungen

 Nachrangig: Wertersatz für empfangene Leistungen und Nutzungen, 
§ 346 Abs. 2

Ausschluss der Wertersatzpflicht, § 346 Abs. 3

 Schadensersatz, §§ 346 Abs. 4, 280 ff.

 Nutzungsersatz, § 347 Abs. 1

 Verwendungsersatz, § 347 Abs. 2 S. 1

 Aufwendungsersatz, §§ 347 Abs. 2 S. 2, 812 ff.
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 § 323, Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäßer Leistung;

 § 324, Rücktritt wegen Nebenpflichtverletzung gemäß § 241 Abs. 2;

 § 326 Abs. 5, Rücktritt wegen Ausschluss der Leistungspflicht (§ 275);

 § 313 Abs. 3, Rücktritt bei Störung der Geschäftsgrundlage.

a) Rücktrittsrecht, § 323
Das Rücktrittsrecht aus § 323 Abs. 1 hat die größte Praxis- und Examensrelevanz. Gro-
ße Bedeutung erlangt § 323 auch dadurch, dass sowohl das kaufvertragliche als auch
das werkvertragliche Gewährleistungsrecht gemäß § 437 Nr. 2 bzw. § 634 Nr. 3 auf die
Vorschrift verweisen.714

400

Maßgebende Voraussetzungen sind also, dass der Schuldner eine fällige Leistung nicht
oder nicht vertragsgemäß erbringt und der Gläubiger eine angemessene Frist zur Leis-
tung oder Nacherfüllung bestimmt hat (§ 323 Abs. 1) oder eine Fristsetzung ausnahms-
weise entbehrlich war (§ 323 Abs. 2).

aa) Verletzung einer Leistungspflicht i.S.d. § 323 Abs. 1
401 Unter den Begriff der Nichtleistung fällt jede Verzögerung einer fälligen Leistung, un-

abhängig davon, ob der Schuldner sie zu vertreten hat oder Leistungsverzug vor-
liegt.715 Die nicht vertragsgemäße Leistung bezeichnet die Schlechterfüllung, wo-

714 Dazu ausführlich AS-Skript Schuldrecht BT 1 (2024), Rn. 106 ff. u. 429.

Rücktrittsrecht gemäß § 323 

I. Voraussetzungen

1. Wirksamer gegenseitiger Vertrag

2. Fälliger (durchsetzbarer) Anspruch
Nach § 323 Abs. 4 kann der Gläubiger bereits vor Eintritt der Fälligkeit zurücktreten, wenn 
offensichtlich ist, dass die Voraussetzungen des Rücktritts eintreten werden.

3. Leistung des Schuldners nicht oder nicht vertragsgemäß erbracht

4. Erfolgloser Fristablauf oder Entbehrlichkeit der Fristsetzung

 Grundsätzlich ist eine angemessene Fristsetzung erforderlich.

 In den Fällen des § 323 Abs. 2 ist dies jedoch ausnahmsweise entbehrlich.

5. Kein Ausschluss

 § 323 Abs. 5 S. 2, Unerheblichkeit der Pflichtverletzung

 § 323 Abs. 6, Gläubiger allein oder weit überwiegend verantwortlich oder 
befindet sich im Annahmeverzug 

II. Rechtsfolge: Rücktrittsrecht
Beachte: bei Teilleistungen Rücktritt vom ganzen Vertrag bei Interessenwegfall (§ 323 Abs. 5 S. 1)

715 BeckOK BGB/Schmidt § 323 Rn. 9.
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